
BESCHLUSS DES RATES

vom 19. Juni 2006

über die Genehmigung, im Namen der Europäischen Gemeinschaft, des Protokolls zur
Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Berglandwirtschaft

(2006/655/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Unter-
absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Alpenraum ist gekennzeichnet durch seinen Reich-
tum an natürlichen Ressourcen, insbesondere seine Was-
servorkommen, sein landwirtschaftliches Potenzial, seine
historische und kulturelle Bedeutung, seinen Wert als
Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsraum nicht nur für
die ansässige Bevölkerung, sondern auch für die Bevölke-
rung anderer Gebiete. Kennzeichen des Alpenraums sind
aber auch die erschwerten Lebens- und Produktionsbe-
dingungen in der Landwirtschaft aufgrund der geomor-
phologischen und klimatischen Verhältnisse.

(2) Das Übereinkommen zum Schutz der Alpen (nachste-
hend „Alpenkonvention“ genannt) wurde am 7. Novem-
ber 1991 im Namen der Europäischen Gemeinschaft un-
terzeichnet, durch den Beschluss 96/191/EG des Rates
vom 26. Februar 1996 (2) genehmigt und ist am 4. April
1998 in Kraft getreten. Gemäß Artikel 2 Absätze 2 und
3 der Alpenkonvention werden konkrete Maßnahmen
zur Erreichung ihrer Ziele in verschiedenen Protokollen,
wie insbesondere dem Protokoll „Berglandwirtschaft“,
festgelegt.

(3) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften war
an den Verhandlungen über das Protokoll zur Durchfüh-
rung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Berg-
landwirtschaft (nachstehend Protokoll „Berglandwirt-
schaft“ genannt) beteiligt, das stark von der Gemein-
schaftspolitik und vom Gemeinschaftsrecht beeinflusst

ist. Die Europäische Gemeinschaft hat das Protokoll
„Berglandwirtschaft“ der Alpenkonvention am 20. De-
zember 1994 in Chambéry unterzeichnet.

(4) Im Rahmen des Gesamtziels einer nachhaltigen Entwick-
lung sieht Artikel 1 des Protokolls „Berglandwirtschaft“
das Ziel vor, die standortgerechte und umweltverträgliche
Berglandwirtschaft so zu erhalten und zu fördern, dass
ihr wesentlicher Beitrag zur Aufrechterhaltung der Besied-
lung und der nachhaltigen Bewirtschaftung insbesondere
durch die Erzeugung von typischen Qualitätsprodukten,
die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, den
Schutz vor Naturgefahren und die Wahrung der Schön-
heit und des Erholungswertes der Landschaft gewährleis-
tet wird. Die Vertragsparteien sollten die Optimierung der
multifunktionalen Aufgaben der Berglandwirtschaft an-
streben.

(5) Die im Protokoll „Berglandwirtschaft“ aufgestellten Ziele
und eingerichteten Maßnahmen, wie die Förderung der
Berglandwirtschaft, die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen, die Bodennutzung, der Einsatz von naturgemä-
ßen Bewirtschaftungsmethoden, von Maßnahmen zu-
gunsten der Forstwirtschaft oder zur Absatzförderung
und Vermarktung stehen mit dem Agrarrecht und der
Agrarpolitik der Gemeinschaft und besonders mit der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20.
September 2005 über die Förderung der Entwicklung
des ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER) (3) im Einklang.

(6) Das Protokoll „Berglandwirtschaft“ bietet einen gemein-
samen Rahmen für eine grenzüberschreitende Strategie
mit gemeinsamen Zielen und Maßnahmen zur Lösung
besonderer Probleme des Alpenraums.

(7) Die Alpenkonvention und ihr Protokoll „Berglandwirt-
schaft“ betreffen 13 Millionen Menschen und knapp
6 000 Kommunen in einem Gebiet von 19 Millionen
Hektar Größe. Die Alpen sind aber auch für die Bevöl-
kerung anderer Gebiete sehr wichtig.

(8) Die Alpenkonvention und ihre Durchführungsprotokolle,
darunter auch das Protokoll „Berglandwirtschaft“, sind
weltweit die ersten internationalen Übereinkommen für
ein Berggebiet und dienen anderen Regionen als Modell.
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(1) Stellungnahme vom 13. Juni 2006 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) ABl. L 61 vom 12.3.1996, S. 31. (3) ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1.



(9) Mit der Ratifizierung des Protokolls „Berglandwirtschaft“
wird die Europäische Gemeinschaft ihr Engagement be-
stätigen, ein deutliches politisches Signal setzen und den
ökologischen Prozess im gesamten für Europa so wert-
vollen Alpenraum stärken.

(10) Daher sollte das Protokoll „Berglandwirtschaft“ im Na-
men der Gemeinschaft genehmigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von
1991 im Bereich Berglandwirtschaft (Protokoll „Berglandwirt-
schaft“) wird im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls und der Erklärungen dazu ist die-
sem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be-
stellen, die befugt ist (sind), gemäß Artikel 24 des Protokolls die
Genehmigungsurkunde im Namen der Europäischen Gemein-
schaft sowie die beiliegenden Erklärungen zu hinterlegen.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Geschehen zu Luxemburg am 19. Juni 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. PRÖLL
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